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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2019: Gesundheit, Sozialhilfe und Sport

2019 befasste sich das Parlament mit zahlreichen Geschäften zu Schweizer
Gesundheitspolitik, Sport und Sozialhilfe. Besonders relevant waren bezüglich
gesundheitspolitischer Themen die Diskussionen um das elektronische
Patientendossier (EPD). Dieses soll 2020 in allen Regionen der Schweiz verfügbar sein,
weshalb 2019 dazu einige Vorstösse behandelt wurden. So wurde ein Postulat Wehrli
(fdp, VD; Po. 18.4328), welches Auskunft über die bereits ergriffenen und die noch zu
ergreifenden Massnahmen verlangte, um die Umsetzung des EPD und dessen Nutzung
zu fördern, vom Nationalrat angenommen. Ebenfalls Ja sagte die grosse Kammer zu
einer Motion der SGK-NR (Mo. 19.3955). Diese hatte den Anschluss sämtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das EPD zum Ziel und
wird nun in einem nächsten Schritt im Stöckli behandelt. Mit dem im Juni 2019
verabschiedeten Bundesratsgeschäft zur «Stärkung von Qualität und
Wirtschaftlichkeit im KVG» (BRG 15.083) sollen zudem die Qualität der erbrachten
Leistungen im Gesundheitsbereich verbessert, die Patientensicherheit nachhaltig
erhöht und die Steigerung der Kosten in der OKP abgeschwächt werden. 

In Sachen Spitäler standen 2019 die Kosten im Gesundheitswesen im Mittelpunkt. Unter
anderem intendierte Verena Herzog (svp, TG) mittels Motion, gemeinwirtschaftliche
Leistungen dem öffentlichen Beschaffungsrecht zu unterstellen (Mo. 16.3842). Denn
durch eine Ausschreibungspflicht für gemeinwirtschaftliche Leistungen und der damit
verbundenen Transparenz könne man nicht nur Kosten reduzieren, sondern auch an
Effizienz gewinnen, erklärte die Motionärin. 2018 hatte der Nationalrat dieser Vorlage
zugestimmt, der Ständerat gab ihr in der Herbstsession 2019 allerdings einen Korb. Mit
einem Selbstkostenanteil, der beim Aufsuchen der Spitalnotfallstation (und beim
ambulanten Praxisbesuch) entrichtet werden soll, wollten sowohl Thomas Weibel (glp,
ZH; Pa.Iv. 17.480) als auch Thomas Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452) der
Kostenentwicklung entgegenwirken, die Eigenverantwortung der Patientenschaft
stärken und den Spitalnotfall entlasten. Die grosse Kammer gab in der Wintersession
2019 der parlamentarischen Initiative Weibel, nicht aber der Initiative Burgherr Folge.
Des Weiteren nahm das Stöckli als Zweitrat eine Motion der SGK-NR bezüglich
Referenztarifen für ausserkantonale Behandlungen an (Mo. 18.3388). Damit wollte die
Kommission sicherstellen, dass die Kantone für Behandlungen ihrer Einwohnerinnen
und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht weniger bezahlen würden als
innerhalb. Bezüglich Ärzteschaft reichte Bea Heim (sp, SO; Mo. 18.3107) eine Motion zur
Offenlegung der Honorare von Ärztinnen und Ärzten in einer leitenden Position ein.
Transparenz sei notwendig, um falsche Anreize, unnötige Eingriffe und hohe Kosten für
die OKP zu verhindern, so Heim. Die Motion wurde im März 2019 von der grossen
Kammer gutgeheissen und an die kleine Kammer überwiesen. 

Rund um das Pflegepersonal waren die Pflegeinitiative und der indirekte
Gegenvorschlag ein wichtiges Thema. Gefordert wurden unter anderem die
Sicherstellung von genügend diplomierten Pflegefachleuten und eine
Kompetenzerweiterung im Bereich der direkten Abrechnung von Pflegeleistungen zu
Lasten der OKP. In der Wintersession empfahl der Nationalrat in Übereinstimmung mit
dem Bundesrat die Ablehnung der Initiative und gab dem von der SGK-NR
ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag mit einigen kleinen Änderungen Folge.
Anders als seine Kommission wollte er beispielsweise nicht, dass eine Vereinbarung
zwischen Pflegefachpersonen und Krankenkasse für die Abrechnung der Pflegenden
über die OKP generell nötig ist. 

Im Frühling 2019 verabschiedete das Parlament eine Änderung des Heilmittelgesetzes
(BRG 18.081), die aufgrund zweier neuen EU-Verordnungen zur Erhöhung von Sicherheit
und Qualität von Medizinprodukten nötig geworden war, damit die Schweizer
Patientenschaft weiterhin von allen europäischen Produkten profitieren kann und die
Hersteller keinen Wettbewerbsnachteil erfahren. Qualität und Behandlungssicherheit
waren ebenfalls Gegenstand eines Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382), das den
Bundesrat dazu aufforderte, die Bedingungen zur Ermöglichung eines Versandhandels

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel zu überprüfen. Weiter stimmte der
Nationalrat in der Sommersession einer Motion Humbel (cvp, AG; Mo. 19.3005) zur
Kostenvermeidung bei der Umteilung von den Medikamenten der Kategorie C in die
Kategorie B zu und überwies sie an den Ständerat. Antibiotika und ihre Resistenz
wurden 2019 mittels zweier Vorstösse thematisiert. Zum einen sprach sich der
Nationalrat als Erstrat für eine Motion Graf (gp, BL; Mo. 19.3861) aus, die den Bundesrat
damit beauftragte, seine One-Health-Strategie mit der Erforschung von
Antibiotikaresistenzen zu ergänzen, um so eine Vorgehensweise zur Bekämpfung ihrer
Ursachen ausarbeiten zu können. Zum anderen reichte Claude Béglé (cvp, VD, Po.
19.3860) ein Postulat zur «Förderung der Erforschung und der Entwicklung neuer
antimikrobieller Mittel» ein, welches allerdings im Rat nicht auf Anklang stiess. Im
Herbst 2019 beschäftigte sich das Stöckli mit einer Motion Müller (fdp, LU; Mo. 19.3743),
mit der die Eliminierung von Hepatitis in ein nationales Programm zu sexuell und durch
Blut übertragbaren Infektionskrankheiten integriert werden soll. 

Auch über Tabakwaren wurde 2019 angeregt diskutiert. So befasste sich der Ständerat
erneut mit dem Bundesgesetz über Tabakprodukte, nachdem 2016 ein erster Entwurf
an den Bundesrat zurückgewiesen worden war. Das Gesetz soll in erster Linie dazu
dienen, Teenager, aber auch die Gesamtbevölkerung vor den negativen Auswirkungen
des Tabakkonsums zu schützen. In den Medien war hingegen insbesondere das Thema
«E-Zigaretten» zentral. Dieses fand auch seinen Weg ins Parlament; im Ständerat wurde
über eine tiefere Besteuerung von elektronischen Zigaretten diskutiert (Mo. 19.3958 der
SGK-SR). Vor dem Hintergrund der 2017 eingereichten Motionsserie zu
wissenschaftlichen Pilotversuchen mit Cannabis trat der Nationalrat im Dezember
2019 auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Betäubungsmittelgesetzes
ein (BRG 19.021). Neben E-Zigaretten berichteten die Medien auch ausführlich über die
umstrittene Auswahl des Tabakkonzerns Philip Morris als Hauptsponsor des Schweizer
Pavillons an der Weltausstellung 2020 in Dubai. Nachdem der Schweiz für diesen
Entscheid viel Unverständnis entgegengebracht worden war und sich gar die WHO zu
Wort gemeldet hatte, erklärte Aussenminister Ignazio Cassis Ende Juli, dass man die
Partnerschaft nicht weiterführen werde.

Trotz grosser Aufmerksamkeit in den Medien – dieses Thema ist mitverantwotlich für
den Peak des Gesundheitsthemas im Juli 2019 – kaum Eingang ins Parlament fand
dieses Jahr die Frage der Sterbehilfe. Aufgegriffen wurde von den Zeitungen vor allem
der Gerichtsprozess rund um Erika Preisig und den assistierten Suizid bei psychisch
kranken Personen. 

Die mediale Berichterstattung zu sportlichen Themen war im Juni 2019 besonders
intensiv. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in diesem Monat nicht nur das
Eidgenössische Turnfest in Aarau stattfand, sondern auch ein Formel-E-Rennen in Bern
ausgetragen wurde, das bei der Bevölkerung auf Widerstand stiess und anlässlich dem
eine Velo-Demonstration durchgeführt wurde. Zudem wurde die durch die Fussball-
Weltmeisterschaft der Frauen ausgelöste Diskussion um die Gleichstellung der
Geschlechter in dieser Sportart ebenfalls von den Schweizer Medien aufgenommen. 
Im Parlament wurden bezüglich Sport zwei Vorlagen zu Sportzentren respektive zu der
Finanzierung ihres Betriebs diskutiert. So nahmen beide Räte eine Motion Engler (cvp,
GR, Mo. 18.4150) an, welche beabsichtigte, dem Bund eine Mitfinanzierungsrolle beim
Trainings- und Wettkampfbetrieb auf Sportanlagen nationaler Bedeutung zukommen zu
lassen. Im Dezember 2019 sagte die kleine Kammer Ja zu einem weiteren Postulat
Engler (Po. 19.4044), das einen Bericht zur Realisierung von drei bis vier
Wintersportzentren anstelle eines nationalen Schneesportzentrums forderte. Silva
Semadeni (sp, GR), die in Vergangenheit eine referendumsfähige Gesetzesgrundlage zur
Bundesmilliarde für Sion 2026 schaffen wollte, reichte 2018 eine parlamentarische
Initiative ein, um die Unterstützung Olympischer Spiele im Allgemeinen einem
fakultativen Referendum zu unterstellen (Pa.Iv. 18.445). In einem ersten Schritt gab die
WBK-NR diesem Geschäft im Juni 2019 Folge. Im Gebiet der Dopingpolitik überwies der
Nationalrat eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 19.3667) an den Ständerat, die die
Prüfung der Errichtung einer Koordinationsstelle für Dopingfragen beim Fedpol zum
Gegenstand hatte. 

Im Bereich Sozialhilfe interessierten sich die Medien insbesondere für die Höhe der
Sozialhilfebeiträge, über die in verschiedenen Kantonen diskutiert wurde. Als erster
Kanton stimmte Bern im Mai in einer Volksabstimmung über entsprechende Kürzungen
ab. Hätte sich das Stimmvolk für die Revision des Sozialhilfegesetzes ausgesprochen, so
hätte der neue Grundbetrag die Empfehlung der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (Skos) deutlich unterschritten. Von Bedeutung war dieser Entscheid auch für
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die anderen Kantone, da man sich vor einem «Domino-Effekt» und «Sozialhilfe-
Tourismus» fürchtete. Gemäss Einschätzungen des Tagesanzeigers von Anfang Oktober
verlor die Forderung nach dem Nein in Bern in anderen Kantonen und Städten an
Unterstützung. 1

Medikamente

Die Sicherung der Landesversorgung mit essenziellen Wirkstoffen, Medikamenten und
medizinischen Produkten war Gegenstand einer Standesinitiative des Kantons Aargau,
mit der sich der Ständerat in der Frühjahrssession 2022 auseinandersetzte. Für die
vorberatende SGK-SR erklärte Damian Müller (fdp, LU), dass das Anliegen durchaus
seine Berechtigung habe, dass die Annahme des Standesbegehrens gegenwärtig
allerdings nicht gewinnbringend, sondern lediglich mit einem Mehraufwand verbunden
wäre. Denn das «grundsätzliche Anliegen» sei bereits in verschiedene zurzeit aktuelle
Aktivitäten integriert. Namentlich ging Müller auf eine seit 2015 geltende Meldepflicht
für Versorgungsengpässe bei zentralen Produkten und auf den Bericht
«Versorgungsengpässe mit Humanarzneimitteln in der Schweiz: Situationsanalyse und
zu prüfende Verbesserungsmassnahmen» des BAG ein. Daher empfehle die
Kommissionsmehrheit, der Standesinitiative keine Folge zu geben. Stillschweigend
folgte der Ständerat diesem Antrag. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Anfang Mai 2020 forderte Albert Rösti (svp, BE) mittels Motion die Zulassung von
Medizinprodukten nach aussereuropäischen Regulierungssystemen. In der
Ratsdebatte anlässlich der Sondersession 2022 betonte der Motionär die Abhängigkeit
der Schweiz vom Ausland bezüglich der sicheren Versorgung von Medizinprodukten. Die
Schweiz sei beim Medizinproduktekauf gegenwärtig bereits gänzlich auf die
europäische Zertifizierungsstelle und deren Funktionieren angewiesen; nun habe sich
die sichere Versorgung durch die neue Medizinprodukteverordnung der EU noch
verschärft. Denn gemäss Rösti hat diese den Ruf, «rückwärtsgerichtet, zu stark
regulierend und wenig innovationsfördernd» zu sein. Um die nachhaltige Versorgung zu
sichern, bedürfe es daher der Anerkennung weiterer Zertifizierungsstellen, namentlich
die U.S. Food and Drug Administration (FDA), die der europäischen Zertifizierungsstelle
ebenbürtig sei. Weiter verwies der Berner SVP-Nationalrat auf die identische Motion
Müller (fdp, LU; Mo. 20.3211), welche von der Mehrheit der SGK-SR befürwortet worden
sei. Gesundheitsminister Alain Berset lehnte das Geschäft im Namen des Bundesrates
ab. Durch die gleichzeitige Einreichung der Motion in den beiden Kammern würde den
parlamentarischen Kommissionen die Möglichkeit genommen, sich mit Fragen im
Zusammenhang mit der Patientensicherheit zu beschäftigen und Fachleute anzuhören.
Nichtsdestotrotz sprach sich in der Folge der Nationalrat mit 109 zu 77 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) für die Motion aus, wobei die Ja-Stimmen (bis auf eine Ausnahme aus der
GLP) und die beiden Enthaltungen aus dem bürgerlichen Lager stammten, während die
Fraktionen der SP, GLP und Grünen den Vorstoss ablehnten. 3

MOTION
DATUM: 11.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

«Für mehr Handlungsspielraum bei der Beschaffung von Medizinprodukten zur
Versorgung der Schweizer Bevölkerung» lautete der Titel einer Motion Müller (fdp, LU).
Konkret wollte der Luzerner Ständerat den Bundesrat zu einer Anpassung der
Gesetzgebung auffordern, um die Zulassung von Medizinprodukten in der Schweiz zu
ermöglichen, auch wenn diese von aussereuropäischen Regulierungssystemen
stammten. Nachdem die Motion im September 2020 der SGK-SR zur Vorberatung
zugewiesen worden war, nahm sich der Ständerat Ende Mai 2022 erneut dem Geschäft
an. Die Kommission beantragte das Geschäft mit 7 zu 0 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
zur Annahme, erläuterte Müller. In der Schweiz würden heute nur Medizinprodukte
zugelassen, die über eine CE-Kennzeichnung verfügten, sich also mit der EU-
Regulierung deckten. Durch die Umsetzung der neuen EU-Verordnung über
Medizinprodukte seien für Unternehmen in diesem Gebiet «eine überbordende
Bürokratie und grosse Unsicherheiten» entstanden, weshalb viele von ihnen ihre
Produktionssortimente für den Markt auf dem europäischen Kontinent zurückfahren
würden. Dies wiederum gehe mit Versorgungsengpässen einher. Nicht nur deshalb,
sondern auch aufgrund ihres Fortschritts bezüglich Digitalisierung wendeten sich viele
Unternehmen für die Erstzulassung an die Food and Drug Administration (FDA) der USA.
Im Sinne der Versorgung der Schweizer Patientenschaft wäre es folglich zentral, die
Medizinprodukte, die durch die FDA zugelassen werden, ebenfalls zu akzeptieren. Dabei
stehe die Sicherheit der Patientinnen und Patienten jedoch stets an erster Stelle.

MOTION
DATUM: 30.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Gesundheitsminister Berset zeigte sich mit diesen Ausführungen nicht einverstanden.
Ein guter Zugang zu Medizinprodukten sei wichtig, dieser sei allerdings aus Sicht des
Bundesrates nicht gefährdet. Es gelte, eine Balance zwischen dem Zugang und der
Patientensicherheit zu finden. Letztere hänge von der Kenntnis der aussereuropäischen
Normensysteme und dem Zugang sowie dem Austausch von Informationen ab. Beides
sei mit aussereuropäischen Staaten zurzeit nicht gegeben. Der Bundesrat beantrage
daher die Ablehnung der Motion. Das Stöckli liess sich davon jedoch nicht überzeugen
und nahm den Vorstoss mit 23 zu 12 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. 4

In der Wintersession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit einer Motion Müller
(fdp, LU), welche auf mehr Handlungsspielraum bei der Beschaffung von
Medizinprodukten zur Versorgung der Schweizer Bevölkerung abzielte. Während eine
Mehrheit der SGK-NR die Annahme des Vorstosses forderte, um Versorgungsengpässen
entgegenzuwirken, und sich davon überzeugt zeigte, dass das Zulassungsverfahren in
den USA über einen der Schweiz ebenbürtigen Standard verfüge, sprach sich eine
Kommissionsminderheit rund um Manuela Weichelt (al, ZG) gegen die Motion aus. Sie
führte Bedenken zur Sicherheit der Patientenschaft und die Möglichkeit von
Ausnahmebewilligungen ins Feld. Gesundheitsminister Alain Berset teilte die Ansicht
bezüglich Patientensicherheit – in den USA gebe es zum Beispiel eine Tendenz zur
Deregulierung der Gesetzgebung für Medizinprodukte («une tendance à la dérégulation
de la législation sur les dispositifs médicaux») – und erklärte, dass die Versorgung der
Schweiz mit Medizinprodukten derzeit gesichert sei. Nichtsdestotrotz folgte die grosse
Kammer mit 100 zu 79 Stimmen dem Antrag der Kommissionsmehrheit und nahm die
Motion an. Damit bestätigte sie ihren Beschluss, den sie bereits bei der gleichlautenden
Motion Rösti (Mo. 20.3370) gefasst hatte. 5

MOTION
DATUM: 28.11.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Während der Frühjahrssession 2023 beugte sich der Ständerat über eine Motion Rösti
(svp, BE), welche die Zulassung von Medizinprodukten nach aussereuropäischen
Regulierungssystemen zum Inhalt hatte. Als Sprecher der SGK-SR sprach sich Erich
Ettlin (mitte, OW) gegen die Motion aus. Dies nicht aus inhaltlichen Gründen, sondern
weil eine identische Motion Müller (fdp, LU; Mo. 20.3211) bereits von beiden Räten
angenommen worden sei. Gesundheitsminister Berset bestätigte, dass das
entsprechende Geschäft schon an den Bundesrat herangetragen worden sei. Auch
wenn dieser seine Vorbehalte habe, werde die damit verbundene Gesetzesänderung in
die Wege geleitet. Aus dem bereits von Kommissionssprecher Ettlin ausgeführten
formalen Grund empfehle der Bundesrat die Ablehnung der Motion Rösti.
Stillschweigend folgte die kleine Kammer diesem Antrag. 6

MOTION
DATUM: 14.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Ende Mai 2023 beschäftigte sich der Ständerat als Zweitrat mit der Motion Sauter (fdp,
ZH) zur Einführung eines E-Rezepts. Im Namen der SGK-SR legte Hans Stöckli (sp, BE)
seinen Ratskolleginnen und Ratskollegen die Annahme des Geschäfts nahe. Im
Gegensatz zu einer Motion Müller (fdp, LU; Mo. 20.3209), welche die kleine Kammer
bereits gutgeheissen hatte, beinhalte das vorliegende Geschäft noch präzisiere
Angaben bezüglich der Umsetzung. Gesundheitsminister Berset empfahl hingegen, den
Vorstoss abzulehnen, da bereits entsprechende Gesetzesgrundlagen existierten. Sein
Votum war im Ständerat allerdings chancenlos. Mit 34 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
stimmte das Stöckli der Motion zu. 7

MOTION
DATUM: 30.05.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Während der Herbstsession 2023 behandelte der Ständerat eine Motion Dobler (fdp,
SG) zur Einführung von QR-Codes auf Arzneimitteln und Packungsbeilagen. Damian
Müller (fdp, LU) erläuterte für die SGK-SR, welche den Vorstoss einstimmig unterstützte,
dass durch die Forderung für zahlreiche Personen ein Mehrwert geschaffen werde,
ohne dabei andere Personen, die einen physischen Beipackzettel bevorzugen, zu
benachteiligen. Dank des QR-Codes könne der Text zum Beispiel vorgelesen werden,
was gerade Personen mit Leseschwäche oder einer Sehbehinderung zugutekomme.
Auch Gesundheitsminister Berset zeigte sich von der Motion überzeugt. So sei alles, was
mögliche Barrieren zu den Arzneimittelinformationen aus dem Weg räume, eine gute
Sache. Stillschweigend nahm das Stöckli den Vorstoss in der Folge an. 8

MOTION
DATUM: 13.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

1) APS-Zeitungsanalyse 2019 – Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
2) AB SR, 2022, S. 209 f.
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3) AB NR, 2022, S. 760 f.
4) AB SR, 2020, S. 930; AB SR, 2022, S. 278 f.
5) AB NR, 2022, S. 1960 ff.
6) AB SR, 2023, S. 206 f. 
7) AB SR, 2023, S. 355
8) AB SR, 2023, S. 726 f.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 5


